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Von Prof. Dr. Alfred Manes-Berlin, 


A Für die deutſchen Gläubiger ſind vorausſichtlich 
bank dem Breſter Friedensvertrag alle peinlichen 
Folgen dus dem Staatsbankrott Nußlands ausge⸗ 
ſchaltet. Aber es wäre wohl das erſte Mal in der 
nicht ſpärlichen Geſchichte der modernen Staats- 
bankrotte geweſen, wenn die von den Volſchewiſten 
zu Beginn dieſes Jahres erklärte Streichung der 
ruſſiſchen Staatsſchuld nicht den Widerſpruch folder 
Abi hervorgerufen hätte, deren Bürger oder 
Regierungen als Gläubiger des Schuldnerſtaates 
ſchwer geſchädigt worden ſind. Es entſpricht alſo 
ae der Regel, wenn dem Proteſt neus 
raler Staaten gegen den ruſſiſchen Staats⸗ 
bankrott am 28. März eine Erklärung der bri⸗ 
tiiden und franzöſiſchen Regierung 
gefolgt iſt, die ſich auf den Standpunkt ſtellt: 
1. Jede folgende Regierung wird durch die von 
einer früheren aufgenommenen Schuldverbindlich— 
keit verpflichtet; r 
2. das Volk und das geſamte zurzeit der Schuls 
denaufnahme vorhandene Staatsgebiet haftet für die 
Erfüllung, gleichviel ob und wie ſpäter eine Ber- 
änderung des Staatsgebietes erfolgt; 
a 3. Es handelt ſich hier um völkerrechtliche Re- 
geln; 
A. die 
bei Verfaf 
Staatskred 


Möglichkeit einer Schuldenrepudiation 
ſungsänderung bedeutet das Ende jedes 
its in der heute üblichen Form. 


Für jede dieſer Behauptungen, in welche ſich 
te Erklärung der beiden Regierungen zergliedern 
läßt, vermögen dieſe wohl Beiſpiele aus der Staa⸗ 
tenpraxis anzuführen. Jedem ſolchen Beiſpiel werden 
aber die Ruſſen wie die gleichfalls von der Er- 
gaung betroffenen neugebildeten Nandſtaaten andere 
zeiſpiele aus der Staatenpraxis entgegenſetzen 
onnen, die gerade das Gegenteil bezeugen. Man 
kann den Franzoſen wie den Engländern aus ihrer 
eigenen Geſchichte zahlreiche Tatſachen ins Gedächt⸗ 
nis zurückrufen, welche zeigen, daß die Volſchewiſten 
eigentlich nichts anderes getan haben, als daß ſie die 


die 


Praxis fortſetzten, welche in früheren Jahrhunder— 
ten in Frankreich und England heimiſch war. 

Man braucht keineswegs bis auf den franzöſi⸗ 
ſchen Finanzminiſter Abbe Terray zurückzugehen, 
der bis 1774 amtierte und die Auffaſſung vertrat, 
ein Bankrott ſei alle hundert Jahre einmal zur 
Wiederherſtellung der Bilanz eine Staatsnotwendig⸗ 
keit, oder auf die Schließung der Staatskaſſe des 
engliſchen Schatzamts unter Karl II.; man kann 
auch die Franzoſen an die während ihrer Revolution 
zweimal eingetretene Nepudiation der berüchtigten 
Aſſignaten erinnern. Wem aber dieſe Beiſpiele ver⸗ 
altet erſcheinen, die Engländer rechtfertigen den 
holländiſchen Schiffsraub unter Berufung auf das 
völlig veraltete jus angariae der kann ein ſolches 
aus der neueſten Geſchichte Englands hervorholen, 
welches beweiſt, daß nach herrſchender engliſcher 
Rechtsauffaſſung, ſofern es auf Koſten Englands geht, 
eine Schuldübernahme durch den annektierenden 
Staat nicht ſtattzufinden braucht. Denn England 
hat bei Einverleibung der Burenſtaaten, obwohl fih 
dieſe nicht im Zuſtand des Bankrotts befanden, 1901 
deren Schulden nicht mit übernommen. Hätten die 
Ententeſtaaten fich bei den ihnen befreundeten ameri⸗ 
kaniſchen Juriſten erkundigt, ſo hätten ſie von dieſen 
Aufſchluß darüber erhalten können, daß auch mehrere 
Unionſtaaten in den vierziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts, fogar mit ausdrücklicher Zuſtimmung 
ihrer Parlamente, eine Repubiation ihrer Staats⸗ 
ſchulden vornahmen, die größtenteils in den Händen 
europäiſcher Gläubiger waren. „Die Nüd,ichtslofige 
keit gegen andere und der Beifall, welcher dem 
glücklichen“ Erfolge ohne Beachtung der zur Er— 
reichung desſelben angewendeten Mittel geſpendet 
wird, wieſen auf die Möglichkeit einer Zahlungs- 
einſtellung hin.“ So ſuchte ein zeitgenöſſiſcher Autor 
die amerikaniſchen Staatsbankrotte pſychologiſch zu 
erklären. Seine Worte haben auch für die Gegen⸗ 
wart und Amerikas Verbündete Geltung. 

Beide Parteien, die Ruffen wie die Entente, 
können auch Theoretiker für die Berechtigung ihres 


Standpunkts anführen. Denn zum mindeſten ſind 
die in Betracht kommenden Nechtsverhältniſſe höchſt 
beſtritten, wie überhaupt das Problem der Staats⸗ 
bankrotte wie der Staatenſukzeſſion von ungelöſten 
Fragen geradezu wimmelt, großenteils deswegen 
wohl, weil es ſich hter um Grenzgebiete von Privat⸗ 
recht, Staatsrecht und Völkerrecht einerſeits, von 
Finanzwiſſenſchaft und Politik andererſeits handelt, 
und der Beurteiler kaum jemals alle dieſe Gebiete 
gleich vorzüglich beherrſcht. Wenn wir aus der Reihe 
der Rechtslebrer einige herausgreifen wollen, auf 
welche die Ruffen gegenüber der Ententeerklärung 
ſich berufen können, ſo wählen wir dafür zweckmäßi⸗ 
gerweiſe zunächſt einen Franzoſen, den Völkerrecht⸗ 
ler Henry Bonfile. In deſſen auch ins Deutſche 
übertragenem Werk finden wir den uneingeſchränk⸗ 
e Satz: „Die Darleiher müſſen mit 
der öglichkeit der Zahlungsunfähigkeit eines 
Staates ebenſogut rechnen, wie ſie es im Privat⸗ 
verkehr tun.“ Dieſer Franzoſe leuguet gleich vielen 
anderen die Berechtigung eines Staates einen an- 
deren Staat zur Zahlung feiner Schulden zu zwin⸗ 
gen. Nach ihm verſtößt eine Intervention zugunſten 
der Untertanen, die Gläubiger eines fremden Staa 
tes find, gegen deffen Recht auf Unabhängigkeit. Als 
die Praxis des engliſchen Rechts bezeichnet dies auch 
der bekannte engliſche Völkerrechtler Phillimore und 
ſeine Lehre teilt ſein Kollege Hall. Auch nam⸗ 
hafte deutſche Juriſten, wie Zorn und von Bar, 
vertreten dieſe Auffaſſung. Doch folt nicht ver⸗ 
ſchwiegen werden, daß eine ganze Reihe neuerer 
Autoren den entgegengeſetzten Standpunkt einnimmt. 
Allein man kann ſich Les Eindrucks nicht entziehen, 
daß dieſe geglaubt haben, ſie müßten zum Schutz 
deutſcher, namentlich durch fübamerifanif:e Ban⸗ 
krotte geſchädigter Gläubiger eine ſolche Rechtslehre 
konſtruieren. 

Einigkeit herrſcht aber doch wohl in der inländi⸗ 
ſchen wie in der ausländiſchen Literatur, und zwar 
in der juriſtiſchen wie in der wirtſchaftlichen über 
folgende Punkte: 

1. Zur Rettung ſeiner Exiſtenz darf ein Staat 
den Bankrott erklären. Darüber abe:, ob ein folder 
Notfall vorliegt, iſt jeder Staat eigner Nichter. 
Oder wollen etwa Engländer und Franzoſen ohne 
Rückſicht auf die kaum vermeidbaren Staatsbankrotte 
einiger ihrer getreuen Verbandsgenoſſen, die vor 
anderthalb Jahrhunderten vom Grafen Soden ver- 
tretene Lehre verfechten, ein Staat müſſe eher 
untergehen als Bankrott machen? 

2. Bisher ſind europäiſche Regierungen bei 
Staatsbankrotten „zwar gegen ſchwächere, wider⸗ 
ſtandsloſe Staaten eingeſchritten, niemals auch je⸗ 
doch gegen ſtarke Staaten“, wie u. a. der Franzoſe 
Bonfils feſtſtellt. 

3. Die Erk.ärung des Staatsbankrotts hat noch 
niemals ein Ende des öffentlichen Kredits bedeutet. 
Nach mehr oder minder kurzer Friſt hat der bankrotte 
Staat, wennmöglich unter nicht ungünſtigeren Be⸗ 
dingungen als früher, neuen Kredit erhalten, wenn 
auch von neuen Gläubigern. 


128 — 


4. Die Staatenſukzeſſion weiſt namentlich in 
bezug auf öffentliche Schulden keine einheitliche 
Praxis auf. 

5. Wenn der geſchädigte Start über die ent- 
ſprechenden Machtmittel verfügt, kann er ſich durch 
jedes Mittel, auch durch kriegeriſche Maßnahmen, 
Erſatz zu ſchaffen verſuchen. 

Dieſe letzte Regel gilt jedoch nur bedingt, nach⸗ 
dem auf der Haager Friedenskonferenz von 1907 die 
Vertragsmächte, zu denen außer Deutſchland auch 
Frankreich, England, Rußland u. a. gehören, überein⸗ 
gekommen ſind, gelegentlich der Eintreibung von 
Vertragsſchulden bei der Regierung eines anderen 
Landes für deren Angehörigen nicht zur Waffen⸗ 
gewalt zu ſchreiten, außer wenn der Schuldnerſtaat 
ein Anerbieten ſchiedsgerichtlicher Erledigung abs 
lehnt oder unbeantwortet läßt, oder den Schieds⸗ 
vertragsabſchluß vereitelt oder dem Schiedsſpruche 
nicht nachkommt. 

Den Bolſchewiſten geht es wie allen Regierungen, 
während deren Amtstätigkeit eine Bankrotterklärung 
erfolgte. Auf fie entlädt fi die Wut der Ge- 
ſchädigten, obwohl fie vielleicht an dem Staats- 
bankrott am wenigſten Schuld tragen, vielmehr nur 
die ſchlimme Erbſchaft ihrer Vorgänger übernommen 
haben und außer Stande geweſen find, in kurzer. 
Zeit gutzumachen, was während vieler Jahrzehnte 
gefündigt worden ift. Auch in Nußland iſt der eigent⸗ 
liche Bankrotteur die zariſtiſche Negierung. Im 
ubrigen kann gerade den Engländern der Bankrott 
eines Ententeſtaates durchaus nicht überraſchend 
kommen. Daß ſie vielmehr hiermit ſelbſt gerechnet 
haben, verraten uns die Worte des britiſchen Miniſters 
Bonar Law, der bereits im November 1915 erklärte, 
fauch wenn es den Staatsbankerott riskiere, werde 
England durchhalten. Ein Jahr ſpäter hätte der 
ſengliſche Bankrott eintreten müſſen, wenn die Ende 
1915 von amerikaniſchen Finanzleuten aufgeſtellte 
Rechnung richtig geweſen wäre. Nicht minder hat 
der frühere Herausgeber des Londoner „Economist“, 
Hirſt, wie der ruſſiſche Nationalökonom Profeſſor 
Oſerow den Staatsbankrott vorausgeſagt. Oder follten 
die Engländer dieſen Autoritäten weniger vertraut 
haben als dem deutſchen Finanzſchriftſteller Lang- 
burgb, der noch im diesjährigen Januarheft feiner 
Bankzeitſchrift gegen dieje Kapitalſchwundtheorie an= 
kämpfend einen ruſſiſchen Staatsbankrott nicht glauben 
wollte? i 
Es wäre nicht zu verwundern, wenn bie engliſch⸗ 
franzöſiſche Erklärung, die höchſt auffälligerweiſe 
nicht die Unterſchrift anderer Ententeſtaaten trägt, 
erſt abgefaßt worden iſt, nachdem man in London 
und Paris zur Ueberzeugung gelangt ift, das Fauſt⸗ 
pfand, welches Japan in Nuſſiſch-Aſien zu holen im 
Begriff ſei, werde dieſes lediglich im eigenen, alſo 
gegen ſeine Verbündeten gerichtete Intereſſen vers 
wenden. So müſſen England und Frankreich ſich 
mit papiernem Proteſt begnügen, weil es über ihre 
Kraft geht, etwa ſo wie ſie Holland für ſeine Neu⸗ 
tralität beſtrafen, ſich an Nußland zu rächen. Auf⸗ 
gabe der deutſchen Politik muß es aber jedenfalls 


fein, zum mindeſten im bezug auf die neu ents 
ſtandenen Nandſtaaten dafür zu ſorgen, daß nicht auf 
deren Koſten die franzöſiſchen Rentner den Schaden 
erſetzt bekommen, den ihre heute wohl etwas nervös 
gewordenen Führer ihnen eingebrodt haben. Mit⸗ 
leid iſt da nicht am Platze! Wie aber kann England 
angeſichts der unerhörtetſten Völkerrechtsverletzungen, 
beiſpielsweiſe gegenüber Holland, ſich überhaupt noch 
auf Völkerrecht berufen? Sollen wir es dulden, dort 
völkerrechtliche Regeln gegen uns oder uns nahe— 
ſtehende Staaten anwenden zu laſſen, wo dies dem 
Vorteil der Entente entſpricht, in anderen Fragen 
aber uns auf willkürliche Entſcheidungen einlajfen? 
a Die befte Antwort auf die engliſch⸗franzöſiſche 
Erklärung, die in jedem Satze die ohnmächtige Wut 
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der feindlichen Staatsmänner erkennen läßt, aber 
auch fürs Stammbuch der Ruffen geeignet ift, hat 
ſchon 1800 der preußiſche Staats miniſter von Struenſee 
in einer geiſtvollen Abhandlung gegeben. Dort 
finden ſich folgende Worte: „Iſt der Krieg die vor⸗ 
nehmſte Gelegenheit zu einer beträchtlichen Ber- 
mehrung der öffentlichen Schulden, und iſt der Friede 
die einzige Zeit, wo man mit Nachdruck an Tilgung 
derſelben arbeiten kann, ſo folgt unwiderſprechlich, daß 
alle Staaten, die eine ewige Dauer wünſchen in 
Ruhe mit ihren Nachbarn leben und alle Kriege auf 
das ſorgfältigſte vermeiden müſſen. Dies iſt die große, 
die einzige Regel, die den Staaten die Dauer bers 
ſichert.“ \ 


Deutſche Finanzreform 


IV *). 


Wenn man heute nach den Erfahrungen des 
Krieges ſich das deutſche Finanzſyſtem bis zum 
Jahre 1914 in die Erinnerung zurückruft und die 
Ziffern des letzten Friedeusetats überblickt, jo wird 
einem ohne weiteres klar, daß die Geſtaltung, die 
die Finanzen des Deutſchen Reiches bis dahin hatten, 
denkbar ungünſtig für den Fall eines Krieges waren 
Schon für die Friedensjahre hatte ſich ja, wie ich oben 
zeigte, die finanzielle Decke des Reiches als recht 
knapp erwieſen. Die ziemlich regellos aneinander- 
gereihten Zölle und indirekten Abgaben waren ſchon 
in der Anlage ſo ſyſtemlos, daß ſie nicht gut für 
außerordentliche Bedarfsfälle ausgebaut werden 
konnten. Die Teilung der Steuergewalten zwiſchen 
dem Reich und den Bundesſtaaten war derart, daß 
gerade zu den ergiebigſten Kriegsſteuern aus Eins 
kommen und Vermögen das Reich im beſten Falle 
nur auf indirektem Wege hätte kommen können. Und 
ſchon deshalb verbot es ſich, für die Finanzierung 
des Krieges den gleichen Weg zu gehen, den Eng— 
land beſchritten hat, nämlich die Aufbringung eines 
erheblichen Teiles der Kriegskoſten durch jährlich zu 
erhebende Steuern. Im Gegenſatz zu England hat 
daher das Deutſche Reich die eigentlichen Koſten des 
Krieges durch Anleihen aufgebracht. 

Man kann in der deutſchen Kriegsfinanzierung 
drei Perioden unterſcheiden. Die erſte reicht bis zur 
Aufnahme der erſten großen Kriegsanleihe im Sep- 
zember 1914. Als der Krieg ausbrach, verfügte das 
Reich an bereiten Mitteln zur Kriegsführung lediglich 
über den baren Kriegsſchatz, der ſich aus 120 Millionen 
Gold im Juliusturm und den während der letzten 
Jahre angeſammelten Silber- und Goldvorräten 
zuſammenſetzte. Alles zuſammen machte das im 
ganzen etwa 400 Mill. / aus, alfo eine Summe, 
die nicht viel weiter als über die Mobilmachungsk⸗ 
tage hinwegreichte. Zum Zwecke des Krieges ſofort 
nach ſeinem Ausbruch neue Steuern auszuſchreiben, 
ging weder aus taktiſchen noch aus faktiſchen Grün⸗ 


) Siehe Plutus S. 79, 93, 103 ff. 


den an, und es war zunächſt auch nicht möglich, das 
Volk zur Zeichnung einer Anleihe aufzurufen. Man 
hat daran wohl von Anfang an nicht gedacht. Aber 
wenn man einen ſolchen Gedanken ſelbſt gehegt hätte, 
ſo würde er wahrſcheinlich angeſichts der heilloſen 
Verwirrung, die im deutſchen Wirtſchaftsleben 
während der erſten paar Wochen nach Kriegsausbruch 
herrſchte, kaum zur Durchführung gelangt ſein. Wer 
wagte wohl auch, ſein Geld in einer deutſchen 
(Anleihe in einem Augenblick anzulegen, inn dem 
niemand wiſſen konnte, wohin die Wage des Kriegs⸗ 
glückes ſich ſenken würde. Eine ganze Welt von Feinden 
war gegen Deutſchland aufgeſtanden, und die Zahl 
der ſich täglich mehrenden Kriegserklärungen war 
wahrlich nicht geeignet, die Kapitaliſten zur Anlage 
ihres Geldes in deutſchen Anleihen zu ermutigen. 
Dazu kam die vorzeitige Schließung der inter⸗ 
mationalen Börſen, die es zu Beginn des Krieges für 
jedermann unmöglich mächte, ſich ſeines Beſitzes an 
Wertpapieren zu entledigen. Woher ſollten da, wäre 
ſelbſt der Wille vorhanden geweſen, die Mittel 
kommen, die für die Anlage in Kriegsanleihen not— 
wendig waren. In dieſer erſten Periode richtete ſich 
daher die deutſche Finanzverwaltung darauf ein, die 
nötigen Mittel für die Kriegsführung auf dem Um⸗ 
weg über die Reichsbank zu verſchaffen. And durch 
eine ganze Reihe ſchon im Frieden vorbereiteter Make 
nahmen wurde die Neichsbank in die Lage verſetzt, 
dem Reiche mit wirkſamer Unterſtützung unter die 
Arme zu greifen. Und erft als die raſch aufeinander⸗ 
folgenden deutſchen Siege die Zuverſicht in Deutſch— 
land weſentlich gehoben hatten, legte das Reich eine 
Milliarde Mark zu 5% verzinslicher Schatzſcheine 
zur Zeichnung aus und ſchrieb gleichzeitig eine 
[Subſkription auf einen nicht begrenzten Betrag 
bon 5% igen Schatzanleihen aus. Der damals auf- 
gebrachte Betrag von 4½ Milliarden Mark insgeſamt 
aufgebrachte Betrag von 4½ Milliarden % insgeſamt 
deckte faſt die geſamte im Nachtragsgeſetze zum Etat 
dem Reichskanzler bewilligte Kreditſumme. 


Damit begann die zweite Periode der deutſchen 
Kriegsfinanzierung. Sie kennzeichnet ſich durch die 
Entnahme der geſamten Kriegskoſten aus Anleihen. 
Für die ganze Kriegszeit wurde der Etat des 
Heeres und der Marine aus dem ordentlichen Etat 
ausgeſchieden. Der ordentliche Etat wurde wie bisher 
weiter geführt, während der Heeres- und der Narine- 
etat geheim gehalten und fein Ausgabebetrag ge⸗ 
meinſam mit den übrigen Koſten der Kriegsführung 
durch die jeweils immer wieder von neuem bean⸗ 
tragten Kriegskredite balanziert wurde. Dieſe Kriegs⸗ 
kredite wurden zunächſt je nach Bedarf durch Schatz⸗ 
wechſel flüſſig gemacht, die entweder die Reichsbank 
oder die private Bankwelt übernahm. Die Höhe der ſo 
entſtandenen ſchwebenden Schuld wurde dann in 
iedem Jahre zweimal durch die Zeichnung der großen 
fundierten Kriegsanleihen vermindert. Von ſolcheyr 
Kriegsanleihen ſind bisher insgeſamt acht aufgelegt 
worden, die einen Geſamtertrag von 87 500 Will. 
brachten. Man kann annehmen, daß zu dieſer Summe 
der fundierten deutſchen Kriegsanleihen noch etwa 
25 000 Mill. für umlaufende Schatzwechſel zu rechnen 
ſind, ſo daß bis zum Augenblick die geſamten Kriegs⸗ 
ſchulden des Deutſchen Reiches ſich auf rund 
113 Milliarden Mark belaufen dürften. 

Es war natürlich vorauszuſehen, daß dieſe Art 
der deutſchen Kriegsfinanzierung, die Belaſtung des 
deutſchen Volkes mit einer bis dahin überhaupt noch 
nicht gekannten Anleihenſumme, mit lebhafter 
Unterſtützung unſerer Feinde ſelbſt von ſolchen 
Kreiſen im neutralen Auslande ſcharf kritiſiert werden 
würde, die uns an ſich wohlwollend gegenüber⸗ 
ſtanden. Man ſprach von der „Anſolidität“ des deut⸗ 
ſchen Syſtems und ſtellte ihm das engliſche gegen⸗ 
über, in dem zwar auch die Anleihen einen breiten 
Raum einnahmen, daneben doch aber auch ein nicht 
unerheblicher Teil der jährlichen Kriegsausgaben 
durch Steuern eingebracht wurde. Es ergibt ſich nun 
die Frage, ob dieſer Vorwurf der Anſolidität, der 
gegen die deutſche Kriegsfinanzierung gerichtet wurde, 
berechtigt iſt. Eine der Grundregeln jeder geſunden 
Finanzwirtſchaft ift, daß die ordentlichen, das 
heißt die laufenden Ausgaben eines Staates, durch or⸗ 
dentliche Deckungsmittel aufgebracht werden müſſen. 
Durch Anleihen dagegen ſind nur au ßerordent⸗ 
liche Ausgaben zu decken. Nun dauerk dieſer Krieg 
bereits vier Jahre. Aber ſelbſt wenn wir ans 
nehmen, daß er noch eine geraume Zahl von Jahren 
weitergehen ſollte, ſo darf man doch wohl nicht gut 
daraus ſchließen, daß die Ausgaben für Kriegszwecke 
zu den laufenden oder ordentlichen Ausgaben zu 
zählen ſind. Daß etwa das Kriegführen zur ordent⸗ 
lichen Staatsbetätigung Deutſchlands werden könnte, 
befürchtet von uns wohl niemand. Solange wie es 
aber feſtſteht, daß der Krieg in der ordentlichen Staats⸗ 
betätigung keinen Raum findet, ſolange bleiben 
auch für ſeine Bedarfsdeckung die überlieferten 
Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft geltend, und da 
nach dieſen Grundſätzen für außerordentliche 
Ausgaben außerordentliche Deckungsmittel ange⸗ 
wandt werden können, ſo dürfte es durchaus nicht 
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als unſolide bezeichnet werden können, wenn man 
die Koſten dieſes Krieges aus Anleihen nimmt. 
Denn ob man dieſe Koſten durch Anleihen oder durch 
andere außerordentliche Deckungsmittel aufbringt, 
iſt keine Frage der Solidität oder Anſolidität, ſon⸗ 
dern lediglich eine Frage der Zweckmäßigkeit. 
England hat im Prinzip vor ganz genau der⸗ 
ſelben Frage geſtanden. Und wenn es dieſe Frage 
anders als Deutſchland und in der Weiſe beantwortete, 
daß es neben ſeine Anleiheaufnahme Kriegsſteuern 
in erheblicher Menge ſtellte, ſo it bas durchaus 


kein Zeichen für eine ſolidere Kriegsfinanzgebarung 


des britiſchen Reiches, ſondern lediglich dafür, daß 
die britiſchen Staatsmänner der Eigenart ihres 
Staatsweſens eutſprechend eine ſtärkere Steuer⸗ 
beteiligung bei der Laſtentragung als zweckdien- 
lich erachteten. In England ſteht der zentralen Staats⸗ 
gewalt ohne jede Einſchränkung die Verfügung über 
die geſamten Steuermittel frei. Die engliſche Res 
gierung war daher in der Lage, unbehindert nicht 
nur eine Beſteuerung der Kriegsgewinne, ſondern 
die außerordentliche Beſteuerung der Einkommen, 
der Vermögen und der Erbſchaft zu verfügen. Der 
deutſche Reichskanzler iſt dagegen wegen des bundes- 
ſtaat.ichen Charakters des Deutſchen Reiches zunächſt 
einmal weſentlich an die indirekten Steuern ge⸗ 
bunden. Er konnte nicht ohne weiteres ſeine Hand 
auf die Einkommen und die Vermögen legen. Es 
hätte ihm lediglich frei geſtauden, von den Bundes- 
ſtaaten ſehr erheblich vermehrte Watrikularbeiträge 
zu fordern, und es wäre dann den einzelnen Staaten 
überlaffen geblieben, wie fie diefe Laſten mit di⸗ 
refter oder indirekter Beſteuerung von ihrer Vevölke— 
rung eintreiben wollten. Wenn mali aber dieſen 
theoretiſch durchaus möglichen Weg in Deutſchland 
gewählt hätte, ſo würde die Folge davon eine ſtarke 
Angleichartigkeit der Laſteuverteilung auf die ver- 
ſchiedenen Bevölkerungsklaſſen in den verſchiedenen 
Reichsteilen geweſen fein, was zweifellos nicht ge⸗ 
rade dazu beigetragen hätte, die einheitliche Kriegs⸗ 
ſtimmung der Bevölkerung zu erhöhen. Aus der 
Gegenſätzlichkeit dieſer Zuſtände in England einer- 
ſeits und in Deutſchland andererſeits war es alſo ganz 
ſelbſtverſtändlich, daß die gleichen Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen England zu ſtarker Steuererhebung, in 
Deutſchland zunächſt zu völliger Steuerentſagung 
führen mußten. 

Die Verſchiedenheit der Kriegsfinanzierung in 
beiden Ländern erklärt ſich aber außerdem aus 
der berſchiedenartigen pfſychologiſchen Ver 
faſſung, die mindeſtens während der erſten Zeit, 
in der man über die grundlegenden Methoden der 
Kriegsfinanzierung zu entſcheiden hatte, diesſeits und 
jenſeits des Kanals vorhanden war. Für uns Deutſche 
war vom Tage des Ausbruches des Krieges an nicht 
die geringſte Täuſchung über den bitteren Ernſt des 
Kampfes vorhanden. Wir wußten, daß wir um unſer 
ganzes Daſein kämpften. Ganz gleich, wie einzelne 
von uns über die Schuldfrage an dieſem Kriege 
urteilen, nachdem der Krieg einmal ausgebrochen 
war, ging für uns alle der Kampf um Sein oder Nicht⸗ 


ſein des deutſchen Volkes. Und es war deshalb ganz 
ſelbſtverſtändlich, daß zu den politiſchen Energien, die 
dieſe Vorſtellung auslöſte, auch in hohem Maße die 
finanziellen Energien traten. Die zeigten ſich in dem 
Bewußtſein, daß jeder Deutſche, wenn er ſoviel als 
möglich zu einem günſtigen Ergebnis der Kriegs⸗ 
anleihen beitrug, damit auch das Seinige für 
einen günſtigen Ausgang des Krieges tat. 


In England war dagegen am Anfang die Auf⸗ 
faſſung des Krieges vollkommen anders. Ein großer 
Teil der Engländer war lange der Meinung, daß es 
ſich hier eigentlich um nichts anderes als um einen 
der vielen kolonialen Kriege handelte, wie ſie Eng⸗ 
land ſeit Jahrhunderten führte, Kriege, die im 
weſentlichen außerhalb des Landes oder gar von 
anderen Völkern ausgefochten wurden und daher 
das engliſche Volk nicht berührten. Wie ſollten da 
finanzielle, patriotiſche Energien geweckt werden! 
Selbſt wenn die engliſche Regierung der Ueber⸗ 
zeugung geweſen wäre, daß eine Finanzierung des 
Krieges durch Anleihen einer Finanzierung durch 
Steuern vorzuziehen war, fo konnte ſie unter ſolchen 
AUmſtänden niemals erwarten, daß ihnen die engliſche 
Bevölkerung in der Zeichnung von Anleihen weſent⸗ 
lich Gefolgſchaft leiſtete. Denn mag man bei der Auf⸗ 
legung einer Kriegsanleihe noch fo ſtarken moras 
liſchen Zwang anwenden, letzten Endes bleibt die 
Anleihezeichnung doch ein freiwilliger Akt. Steuern 
aber werden von der Organiſation der Geſellſchaft. 
vom Staat, von der Regierung, vom Parlament 
beſchloſſen und dadurch dem einzelnen zur Zah⸗ 
lung aufgezwungen. Wollte England aiſo erheb⸗ 
liche Summen für den Krieg flüſſig machen, ſo 
mußte es die Parlamentsmaſchine zum Steuer- 
zwang in Bewegung ſetzen. 


In Deutſchland wurde die günſtige pſychologiſche 
Dispoſition für die Aufnahme von Anleihen auch 


weiter noch dadurch bekräftigt, daß bei der 
Zeichnung der erſten Kriegsanleihe nach dem 
ſchnellen und beiſpielsloſen Waffenerfolg es in 


weiten Kreijen des deutſchen Volkes für eine aus⸗ 
gemachte Sache galt, daß dieſer Krieg in ein paar 
Monaten mit dem Einzug der Deutſchen in Paris 
ſein Ende an allen Fronten finden würde. Und 
als man dann ſchließlich immer deutlicher einſah. 
wie ſehr man ſich geirrt hatte, da wurde der Opti⸗ 
mismus über den Kriegsausgang abgelöſt durch die 
Zuverſicht, daß die weiten Strecken feindlichen 
Landes, die wir in die Hand bekommen hatten, ge⸗ 
wiſſermaßen als Pfandobjekt und Deckung für 
unſere Kriegsanleihen galten. Die Chance einer 
Kriegsentſchädigung, die uns Sicherheit für einen 
erheblichen Teil unſerer Kriegsanleihen bot, war 
für uns jedenfalls während der ganzen Zeit des 
Krieges immer wahrſcheinlicher als für die Eng⸗ 
länder, die zwar unſere Kolonien, dafür aber kein 
europäiſches Land beſetzt hielten. 


Den Ausſchlag für die Art der deutſchen Kriegs⸗ 
finanzierung gab aber doch ſchließlich wohl die eigen⸗ 
artige wirtſchaftliche Ver faſſung Deutſch⸗ 
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lands während des Weltkrieges. Was auf der einen 
Seite uns unſere Kriegsführung in vieler Beziehung 
erſchwerte, erwies ſich finanztechniſch als außerordent⸗ 
lich vorteilhaft. Die Abſperrung des deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftskörpers durch England hatte zur Folge, daß 
wir an Nahrungsmitteln und Nohſtoffen nur das 
Notwendigſte ins Land bekamen. Die Folge davon 
war, daß enorme Beträge aus dem Vermögen unſerer 
Unternehmer für Anleihezwecke frei wurden. In immer 
ſteigendem Maße räumten ſich die Läger unſerer 
Händler und Fabrikanten an Nohſtoffen, Halb» 
materialien und Fertigfabrikaten. Alle diefe um- 
laufenden Kapitalien ſind im Laufe des Krieges in 
immer ſtärkerem Maße zur Geldforn zurückgekehrt. 
And all dieſes Geld hat unter dem Zwang des Krieges 
kaum anders, jedenfalls nicht beſſer angelegt werden 
können, als in den verhältnismäßig hochverzinslichen 
Kriegsanleihen. Die weitere Folge der Abſperrung, 
die England über uns verhängt hatte, war, daß wir 
unſer Kriegsmaterial in weiteſtem Umfange in 
Deutſchland ſelbſt herſtellen mußten. Es bleibe hier 
ganz dahin geſtellt, ob es notwendig war, für die 
kriegswichtigen Fabrikate ſo hohe Preiſe zu be⸗ 
willigen, wie wir es taten. Es ſoll hier auch nicht 
unterſucht werden, ob es nicht möglich geweſen wäre, 
eine größere Anzahl von kriegswichtigen Betrieben 
unter militäriſche Verwaltung zu nehmen und ihre 
Gewinne zu begrenzen. Jedenfalls hatte die von 
uns befolgte Methode der Kriegsfabrikation zur 
Folge, daß die deutſchen Unternehmungen große 
Kriegsgewinne erzielten. Und diefe Gewinne konnten 
ebenfalls wieder in ſehr erheblichen Beträgen den 
Kriegsanleihen zufließen. Die hohen Kriegsgewinne 
der Unternehmer hatten aber gleichzeitig höhere Löhne 
der Arbeiter zur Folge. Und da die Arbeiter wiederum 
infolge der Abſperrung an Lebensmitteln nur das 
Notwendigſte zu kaufen vermochten, und da ſchließ⸗ 
lich der in Arbeiterkreiſen geſteigerte Kauf von 
Luxusartikeln doch auch nur eine gewiſſe Höhe ers 
reichen konnte, ſo wurde die Sparkraft der unteren 
Bevölkerung in einer Weiſe geſteigert, daß bei den 
Sparkaſſen ebenſo wie bei den Banken ſich ſchließ⸗ 
lich Milliarden anſammelten, die für die Kriegs⸗ 
anleihenzeichnungen verfügungsbereit waren. Im 
Jahre 1917 ſind die Einlagen in den Sparkaſſen 
um 3½ Milliarden Mark gewachſen. Sie beliefen 
fih Ende 1917 auf rund 24500 Millionen. Stand 
mithin auf der einen Seite den erhöhten Geldein⸗ 
kommen der Unternehmer und Arbeiter eine ver» 
minderte Kaufmöglichkeit gegenüber, die gewiſſer⸗ 
maßen einen Zwang zu erhöhter Spartätigkeit aus⸗ 
übte, ſo konnte andererſeits das Erſparte während 
der Kriegszeit faſt keine andere Anlage als in An⸗ 
leihen finden. Gleichzeitig aber war die Kriegs- 
anleihe auch die gegebene Anlage für die frei⸗ 
gewordenen Betriebskapitalien. Aus dieſen beiden 
Quellen ſtammt der bewundernswerte Erfolg der 
deutſchen Kriegsanleihen, und es erklärt ſich bei 
dieſer Lage der Dinge zwanglos, daß ſchon allein unter 
dem Geſichtspunkt der Zweckmäßigkeit die deutſche 
Reichsregierung ſich für die Aufbringung der außer⸗ 


ordentlichen Kriegskoſten auf dem Wege der Anleihen 
entſchied. 

Wenigſtens zunächſt. Denn die Tatſache, daß 
man vor der Hand den bequemen Weg der Anleihe⸗ 
beſchaffung beſchritt, bedeutete hier noch keineswegs, 
daß man es dabei auch bewenden ließ. War der 
Krieg beendet und konnte man nun den geſamten 
Finanzbedarf überſehen, ſo beſtand immer noch die 
Möglichkeit, ſich darüber zu enticheiden, ob man 
dauernd die Laſten der Anleihen tragen und die ent⸗ 
ſprechende Summe an Verzinſung und Tilgung jähr⸗ 
lich aufbringen, oder vb man die Anleiheſchulden 
durch größere Steuerbeträge zu einem größeren Teil 
auf einmal oder in ſchnell aufeinander folgenden 
Raten abtragen wollte. Es war jedenfalls ein durchaus 
geſunder Gedanke, auf alle Fälle einmal zunächſt den 
Finanzbedarf proviſoriſch durch Aufnahme von M- 
leihen zu decken und die endgültige Regelung erſt, 
nachdem man den Geſamtbedarf und die Geſamtmög⸗ 
lichkeiten und Notwendigkeiten der Deckung überſehen 
konnte, vorzunehmen. 
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Bis in das Frühjahr 1916 war man dieſem 
Grundſatze in vollem Umfange treu geblieben. Und 
erſt als bei der Aufſtellung des Haushaltsetats 
für 1916 ſich ein Defizit ergab, das im weſent⸗ 
lichen durch die erhöhte Verzinſung infolge der Auf- 
nahme von Kriegsanleihen entſtanden war, entſchied 
man ſich, die Zinſen der Kriegsanleihen durch 
Steuern zu decken. Wie weit dieſe Art der Deckung, 
die nunmehr in der dritten Periode ſyſtematiſch von 
Jahr zu Jahr weiterbetrieben wurde, erforderlich 
oder gar notwendig geweſen iſt, ſoll ſpäter in 
einem anderen Zuſammenhang erörtert werden. In 
den folgenden Ausführungen will ich aber zu— 
nächſt von den inzwiſchen aufgebrachten Steneru 
böllig abſehen und vorerſt das Problem im ganzen 
ſo aufrollen, als ob für den geſamten Schulden⸗ 
betrag des Krieges noch Deckung zu ſuchen wäre. 

(Weitere Aufſätze folgen.) 
G. B. 


Revue der Preſſe. 


Die letzten deutſchen Siege an der Weſtfront 
haben, wie der „Berliner Börjen- Courier“ 
(11. April) unter dem Titel: 

Offenſive und Ententebörſen 

ausführt, eine eigenartige, uns durchaus nicht un⸗ 
erwünſchte Folgeerſcheinung hervorgerufen, die neben 
der Tatſache, daß die letzte engliſche Kriegsanleihe 
feit dem Beginn der deutſchen Offenſive faſt um 10% 
zurückgegangen ift, das Gute für fih hat, dem deut- 
ſchen Volke die innere Kraft ſeiner Kriegsanleihen 
deutlich vor Augen zu führen. Man braucht nur 
folgende Aufſtellung genauer zu betrachten: 


Wechſel: Anfang Januar: 21. März: Jetzt 
Offenſivbeginn 

Berlin in Kopenhagen 65,00 60,50 64,00 

FR „ Stockholm 60,00 57,00 39,00 

y „ Amſterdam 45,39 41,15 41,70 

„ „ Zürich 86,00 84,00 83,00 
Dazu vergleiche man: 

London in Kopenhagen 15,50 15,30 15,32 

7 „ Stockholm 60,00 57,00 59,00 

Er „ Amſterdem 11,06 10,65 10,52 

„ „ Zürich 20,92 20,80 20,00 


Es geht daraus hervor, daß ſeit dem Offenſivbeginn 
die Mark an den neutralen Märkten weſentlich an=- 
gezogen hat, während die Ententedeviſen nach unten 
gingen, was beſonders bei der Sterlingdeviſe hervor- 
leuchtet. Der Grund muß in der Befreiung Deutſch⸗ 
lands von den ungeheuren Schwierigkeiten des Zwei⸗ 
frontenkrieges und in der Ausſicht auf die bedeuten⸗ 
den Rohſtoffmengen aus dem Oſten gefunden werden. 
Mit immer wachſender Beſorgnis blicken die Neus 
tralen auf die gewaltigen Kriegsſchulden der Entente. 
Man durchſchaut auch die Stützungsaktionen Der- 
ſelben. So gleitet denn der einſt ſo mächtige Sterling 
(wie auch der Dollar) unaufhaltſam nach unten, vom 


franzöſiſchen Franken und der italieniſchen Lira ganz 
zu ſchweigen. Es war vorauszuſehen, daß unſere 
bekanntlich glänzend abgeſchloſſene letzte Leipziger 
Muſtermeſſe auch im Auslande und vor allem bei 
unferen Feinden die gebührende Beachtung finden 
würde. Man empfiehlt an verſchiedenen Stellen die 
Nachahmung unſerer Meſſe, und, wie die „Nord⸗ 
deutſche Allgemeine Zeitung“ (29. April) 
mitteilen kann, geht man in Paris ſehr ſtark mit 
dem Gedanken um, 
ein franzöſiſches „Leipzig“ 
zu gründen. So wenigſtens äußerte ſich der Bürger⸗ 
meiſter von Lyon, der auſcheinend mit der dortigen 
„Muſtermeſſe“ nicht zufrieden iſt. Man hat dort die 
Gründe erkannt, die der Leipziger Meſſe einen weiten 
Vorſprung vor denen des Auslandes ſichern. Haupt- 
ſächlich käme es darauf an, fo meint der Herr Bürgers 
meiſter und nicht ganz unrichtig, den Beſtrebungen 
anderer franzöſiſcher Städte, ähnliche Meſſen zu 
gründen, entgegenzutreten; denn nur eine „Zentrali⸗ 
fiernug“ des Meßverkehrs könne von Nutzen fein, 
während eine Zerſplitterung ſchaden würde. Deshalb 
dürfe es eben nur „ein franzöſiſches Leipzig“ geben. 
Dieſen Gedanken follte man, wie die „N. A. Ztg.“ 
ganz richtig ausführt, auch in Deutſchland aufgreifen, 
wo ſich ſeit einiger Zeit ebenfalls das Beſtreben 
zeige, aus „gut gemeinten lokalen“ (wohl mehr ge- 
ſchäftlichen) Gründen Meßplätze zu errichten. 
Nicht ohne Intereſſe ijt eine in der „Deutſche w' 
Warſchauer Zeitung“ (26. April) veröffent⸗ 
lichte Statiſtik über 
die Wollerzeugung der Welt. 

Ein Vergleich der Jahre 1909 und 1917 ergibt die 
Tatſache, daß dem ſteigenden Bedarfe keine ſteigende 
Produktion gegenüberſteht. In den meiſten Staaten 
blieb die Höhe der Wollerzeugung unverändert. Eine 


Zunahme wird fonftatiert für die Aſiatiſche Türkei 
von 20,4 auf 40,8 Mill. kg und für Britiſch⸗Süd⸗ 
afrika von 40,6 auf 71,4 Milk., während Auſtralien 
nebſt Neuſeeland, die Vereinigten Staaten und Argen⸗ 
tinien einen zum Seil erheblichen Rückgang auf- 
weiſen. Hauptanteil an der Wollproduktion haben 
England, Rußland und Süd-Amerika. Die Abhängig- 
keit Deutſchlands von dieſen Ländern zeigt folgende 
Tabelle: Von Deutſchlands Einfuhr in 1913 kamen 


aus: Kreuzzuchtwolle Merinowolle 
dem Britiſchen Reth 56 800/0 
Südamerika 320% 160% 
anderen Ländern 12% 140% 


Eigentümlich ijt das Verhältnis zu Rußland. Von 
ſeinen 172 Mill. kg kamen 1913 nur etwa 2 Will. kg 
nach Deutſchland. Selbſtverſtändlich it der Woll- 
bedarf im Kriege ungeheuer geſtiegen. Man ſchätzt 
ihn vierzigmal ſo hoch als im Frieden. England be— 
nötigt heute das Fünfzigfache an Strumpfwaren und 
das Sechzigfache an wollenen Decken wie ſonſt. Dieſer 
koloſſale Verbrauch erlitt 1915 durch die große Dürre 
in Auſtralien eine ſtarke gemmung. Der Schafbeſtand 
der Welt beträgt heute etwa 600 Will. Stück, die 
im Durchſchnitt je 2 kg Nohwolle abgeben. Könnte 
man nun die Tierzahl um nur 10% ſteigern, ſo 
ergäbe dies einen Zuwachs von 285 Will. kg im 
Jahre. Leider aber ſprechen gewichtige Gründe gegen 
eine ſolche Vermehrung, und manche Länder, wie 
3. B. Argentinien, verringern abſichtlich ihren Shaf- 
beſtand zugunſten der Viehzucht und Landwirtſchaft. 
Die meiſten Ausſichten für eine Erhöhung der 
Produktion ſollen Südafrika, demnächſt Kanada und 
wermutlich auch der Balkan, ſowie Vorder— und 
Mittelaſien bieten. Mit Stolz darf auf die 
glänzende Entwicklung unſeres Bankweſens, das die 
Kriegszeiten bisher in ungeahnter Weiſe beſtanden 
hat, hingewieſen werden. Sogar England empfiehlt es 
zur Nachahmung. Eine überaus lehrreiche Ueber- 
ſicht über 
die Berliner Großbanken 1917 

gibt die „Frankfurter Zeitung“ (25. April). 
Kürzlich ſagte jemand, nicht die ſichtbaren, ſondern 
die nichtſichtbaren Ziffern ſeien die glänzenden. 
Das iſt richtig. Der Staat fungiere als einziger 
Abnehmer, mittelbar oder unmittelbar. Dieſer viel⸗ 
leicht zu großzügige Kunde habe vielfach, einen 
„embarras de rechesse“ gezeitigt, unter dem die Banken 
zu „leiden“ hatten. Den acht Berliner Banken waren 
beim Jahresſchluß rund 16 Milliarden fremde 
Gelder anvertraut gegen 10 vor einem und 7½ vor 
zwei Jahren. Da Ende 1914 nur 5 Milliarden in 
Betracht kamen, ſo hat ſich dieſer Riefenbetrag mehr 
als verdreifacht. Die Zinsgewinne wurden um ſo 
größer, als die Banken namentlich für kurzfriſtige 
Einlagen nach wie vor eine recht beſcheidene 
Vergütung gewähren. Zu den reichen Gewinnen 
aus dem Wechſel- und Zinsgeſchäft (Steigerung um 
29 Mill. auf 225 Mill.) kommt eine ebenſo gute 
Konjunktur im Ver mittlergeſchäft. Hier iſt eine 
Steigerung der Gebühreneinnahmen unt 19½ auf 
103 Mill. % zu konſtatieren. Unter dieſen Umſtänden 


brauchte die dritte große Einnahmequelle, das eigene 
Effekten⸗ und Konſortialgeſchäft für die laufenden 
Dividendenbedürfniſſe nicht erft herangezogen 3.1 
werden. Daher fehlen bei allen Banken (mit Uus- 
nahme der Deutſchen Bank) Wertpapiergewinne. Die 
zweifellos namhaften Summen der Wertpapier- 
gewinne werden vielmehr zu inneren Abſchreibungen 
berwandt. Ueber die Landesgrenzen hinaus wurden 
neue Niederlaſſungen (Sofia, Bukareſt, Riga, Brüſſel) 
gegründet. Dann brachte das Jahr 1917 die oft an⸗ 
gefochtenen Bankenfuſionen, deren „Aufſaugungs⸗ 
zweck“ (beſonders für die Drei größten Berliner 
Banken) keine ſehr erfreuliche Erſcheinung darſtellen, 
die nur dann nicht beſorgniserregend ſein könnte, 
wenn man auch den Kultur-, Induſtrie- und Kapital- 
zentren außerhalb Berlins das Ihrige beließe. Eine 
Vorausſetzung hierfür wäre aber nur die Beſetzung 
der Filialen mit ausgeſprochenen „Perſönlichkeiten“, 
die von Berlin unabhängig ſind. Beſorgniserregend 
ſei auch die immer kleiner werdende Zahl größerer 
Banken. Das Publikum fühle ſich durch eine Art 
Suggeſtion der großen Zahlen natürlich leicht zu den 
ganz Großen hingezogen. Dieſer Umſtand errege 
daher bei den kleineren Privatfirmen, aber auch bei 
nicht großen Aktienbanken Unbehagen, zumal die 
neuen Steuervorlagen die ungünſtige Entwicklung zu 
fördern ſcheine. — In der Zeitſchrift „Der Welt⸗ 
handel“ (26. April) wendet ſich mit energiſchen 
Worten Oberlandesgerichtsrat Dr. Nö Id ed e. Ham- 
burg gegen den 
Kriegswucher im Frieden. 

Er polemiſiert damit gegen die Forderung des be— 
kannten Staatsanwalts Dr. Fald*), das Kriegswucher⸗ 
recht und die Kriegswucherämter auch nach dem 
Friedensſchluſſe beizubehalten, ſelbſt wenn auch die 
Wucherämter mit „weitergehenden Rechten“ ausge⸗ 
ſtaltet werden ſollen. Das Wucherrecht iſt aber ein 
abnormes und nur für die Kriegszeit geſchaffen. Es 
weicht nach drei bedeutſamen Richtungen von dem 
geltenden Wucherſtrafrechte ab. (Das Vorliegen eines 
einzelnen Geſchäfts genügt; von der Ausbeutung 
der Notlage uſw. wird abgeſehen; dem Handel zu- 
widerlaufende Auffaſſung des Begriffs: „übermäßiger 
Gewinn “.) Dieſe kautſchukartige Grundlage dieſes 
Gelegenheitsgeſetzes kann und darf für den Frieden 
nicht maßgebend werden, zumal ganz beſonders der 
Außenhandel durch allerhand Widerſinnigkeiten leiden 
müßte. Auch würde eine unterſchiedliche Behandlung 
des Ausfuhr- und Einfuhrhandels hier gar nicht 
durchführbar ſein. Es müßte deshalb Aufgabe des 
Reichstages ſein, zu ſorgen, daß das Kriegswucher⸗ 
recht als ein Zwangs⸗Sonderrecht mit dem Kriege 
verſchwindet. — Ueber die 

Haftung bei der Empfehlung von Wertpapieren ; 
iſt nach der „Berliner Börſen⸗ Zeitung“ 
(9. April) eine neue bemerkenswerte Entſcheidung 


des Reichsgerichts, und zwar in Beſtätigung der 


voraufgegangenen juriſtiſch faſt gleich begründeten 
Urteile vom Landgericht und Kammergericht Berlin 


) Vgl. Plutus⸗Nevue, 15. und 16. Heft, S. 108. 


ergangen. Es hatte ein Dr. C. in Berlin den Rat 
eines früheren Syndikus, der ſich ſelbſt als 
„Finanzagenten“ bezeichnete, in Anſpruch genommen 
und auf Grund feiner Empfehlung 100 Anteile 
einer 1912 zur Ausbeutung von Guanolagern gea 
gründeten engliſchen Geſellſchaft für 3099 4 gekauft. 
Dieſe Anteile erwieſen ſich als wertlos, worauf der 
Syndikus auf Rückzahlung des Kaufpreiſes verklagt 
wurde. Er beſtritt die Haftung, indem er ſich darauf 
berief, daß eine ſolche Haftung für ſorgfältige Be⸗ 
ratung vertragsmäßig nur den gewerbsmäßig be⸗ 
watenden Bankiers zukommen. Nun haben die 
drei Gerichte, indem ſie den Schwerpunkt lediglich 
auf die Fahrläſſigkeit legten, übereinſtimmend dahin 
entſchieden, daß dieſe Haftung überhaupt jeden, der 
ſich gewerbsmäßig mit dem Handel von Wertpapieren 


befaſſe, treffe. Und dieſer Fall habe hier vor⸗ 
gelegen. 
Die Deutsche Bank veröffentlicht, 
Bankabschlüsse. 


wie alljährlich auch diesmal, 
wieder als lelzte ihre Abschlussziffer. Wenn es dafür einer 
Entschuldigung bedürfte, so konnte die Bank auf die riesen- 
hafte Grösse ihrer Ziffern hinweisen. Falls man in 
Zukunft mit „amerikanischen“ Zahlen zu prunken wünscht, 
so braucht man nicht mehr nach Newyork oder Chicago 
zu gehen, auch für den Amerikanismus haben wir während 
des Krieges uns im eigenen Land Ersatz geschafft. Die 
Deutsche Bank als „Mammutbank“ zu bezeichnen, ist jetzt 
keine IJeberireibung mehr. Ihre fremden Gelder sind um 
2166 Millionen auf 5669 Millionen gewachsen. Davon 
entfallen allein 3,6 Milliarden auf die eigentlichen Depo- 
siten. Der grösste Teil des Mehrzuwachses ist in Wechseln 
und unverzinslichen Schafzauweisungen angelegt, die dies- 
mal mit 3353 Millionen (1661 Millionen mehr als im 
Vorjahr) ausgewiesen werden. Der Umsatz der Bank 
stieg von 129 000 Millionen auf 188 000 Millionen, die 
Zahl der Kundenrechnungen von 380 416 auf 530 767. 


7. 

Die Deutsche Bank verteilt diesmal 14% gegen 12½% 
im Vorjahr an Dividende und verbraucht dafür 7¼ Millionen 
Mark mehr als im letzten Jahre. Der Gesamtreingewipn 
wird mit 50 gegen 38,38 Millionen angegeben. Der 
Vergleich stimmt aber nicht ganz. Denn im Jahre 1916 
wurde dieser Gewinn erst ausgewiesen, nachdem 4 Millionen 
Mark vorher als Sonderabschreibungen auf Bankgebäude 
abgezogen waren. Diese Sonderrückstellung wird zwar 
in gleicher Weise auch diesmal vorgenommen, aber erst 
nach der Feststellung des Reingewinns. 


A 

Der Bruttogewinn beträgt 112 gegen 87 Millionen. 
An dem erstaunlichen Mehrertrag sind die Zinsen mit 16, 
die Provision mit 8 Millionen beteiligt. In ihnen stecken 
auch die Gewinne des Schlesischen Bankvereins, der in 
die Deutsche Bank vollkommen aufgegangen ist. Früher 
wurden die beiden Betriebe getrennt geführt, aber fast 
die gesamten Aktien des Schlesischen Bank vereins be- 
fanden sich in dem Besitz der Deutschen Bank. Wegen 
dieser Veränderung der inneren Struktur der Bank hat 
sich auch die Einnahme aus den dauernden Beteiligungen 
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um rund 3,1 Millionen Mark vermindert. Seit Jahren 
zum erstenmal wieder findet sich auf dem Gewinn- und 
Verlustkonto der Ausweis eines Gewinnes aus Effekten 
und Konsortialgeschäften in Höhe von 2½ Millionen Mark. 
Der Gewinn ist, selbst wenn man berücksichtigt, dass die 
Bank 4°/, Zinsen vorweg von diesen Konten abzusetzen 
pflegt, recht gering. Es hat also sicher vorher schon eine sehr 
tüchtige „Minderbewertung“ stattgefunden. Trotzdem ist 
es zu begrüssen, dass die Bank Wenigstens für sich mit 
dem Unfug bricht, überhaupt keine Gewinne auf diesem 
Konten in Erscheinung treten zu lassen. Wollen nun nicht 
endlich auch die anderen Berliner grossen Institute dieser 
Unsitte ein Ende bereiten? 
* A * 

Die Deutsche Bank hatie im vorigen Jahr 12,27 Millionen 
auf neue Rechnung vorgetragen. Sie hätte auch in diesem 
Jahre wieder 12,42 Millionen Mark für den Vortrag übrig- 
gehabt. In diesem Vortrag steckte eine besondere Reserve 
von 6 Millionen, die im ersten Kriegsjahr zurückgelegt 
worden war. Die Bank erklärt, dass „der Friede im Osten 
und die Kriegslage im Westen“ die anderweitige Ver- 
wendung dieser Rücklage geslatien. Es werden deshalb nur 


6,42 Millionen Mark neu vorgetragen und 3,5 Millionen 


Mark der freien Rücklage überwiesen. 
das Vermögen der Bank 
offenen Rücklagen (einschliesslich des Schlesischen Bank- 
vereins) von 430 auf 505 Millionen Mark. 


Dadurch steigt 


Den Restbetrag der 6 Millionen Mark, die von dem 
Gewinnvortrag abgezweigt werden, benutzt die Bank inHöhe 
von 2,5 Millionen zu einer besonderen Zuwendung an ihre 
Beamtenschaft „in Ansehung ihrer aussergewöhnlichen 
Arbeitsüberlastung durch die Kriegsveihältnisse*, Die 
Zahl der Beamten der Deutschen Bank einschliesslich der 
Vorstanismitglieder werden für den Jahresschluss mit 
13 322 gegen 10603 Ende 1916 angegeben. In dem Be- 
richt heisst es: „Insgesamt hat die Deutsche Bank für ihre 
Beamtenschaft 1917 über die festen Gehälter und Weih- 
nachtszu wendungen hinaus eine Summe von 20 724 794 
Mark getragen.“ Ausserdem bat Direktor von Gwinner für 
ein Erholungsheim der Beamten der Bank auf dem Krähen- 
berge in Kaputh, direkt am Schwielowsee, einen Beirag von 
300.000 Mark gestiftet. Die Kosten des Beiriebes des Heims 
wird die Bank dauernd tragen. — Der Gewinnanteil des aus 
40 Köpfen bestehenden Aufsichisrates beträgt für dieses Jahr 
1552519 Mark gegen 1129032 Mark im vorigen Jahre. 

An der Zeichnung der bisher vom Reiche ausgegebenen 
acht Kriegsanleihen war die Bank mit mehr als 6 Milliarden 
Mark beteiligt. Sie hat darüber hinaus von den bereits über- 
nommenen Kriegsanleihen annähernd 2 Milliarden Mark 
an ihre Kundschaft untergebracht. An langfristigen und 
kurzfristigen verzinslichen Schatzanweisungen des Reiches 
besitzt das Institut zurzeit 239'/, Millionen Mark Selbst- 
versländlich aber besteht der Aktivposten „Wechsel und un- 
verzinsliche Schatzanweisungen“, der in der Bilanz mit 3 35 
Milliarden aufgeführt wird, zum allergrössten Teil aus Schatz- 
wechseln des Reiches. In diesem Zusammenhang ist die 
Mitteilung nicht ohne Interesse, dass die Anlage in, Reports 
und Lombard gegen Wertpapiere“ rund 500 Millionen Mark 
Vorschüsse an Kommunalverbände und ähnliche öffentliche 


an Kapital, Reserven und 
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Körperschaften, gegen Unterlage mündelsichere Wertpapiere 
enthält. 

Eine Stelle aus dem Geschäftsbericht scheint mir von 
besonderem Interesse: „Unsere Londoner Bankgebäude 
sind durch die englische Regierung zwangsweise an zwei 
Konkurrenten verkauft worden. Trotz eifrigsten Durch- 
forschens aller Bücher, Briefschaften und Geschäfte der 
Londoner Niederlassungen hat sich nicht der geringste 
Anlass zu irgendeinem Vorwurf oder einem Vorwand für 
solch völkerrechtswidriges Vorgehen gefunden. Dagegen 
haben die englischen Behörden sich für berechtigt er- 
achtet, unsere Beamten, auch wenn sie das 55. Lebens- 
jahr überschritten hatten, Jahrelang zurückzuhalten und 
ihrer Freiheit zu berauben. Unsere Telegraphenschlüssel, 
unsere Auskunftsbücher, unsere Kundenlisten sind uns 
fortgenommen worden. Das bleibe unvergessen und werde 
in der ganzen Welt zur Warnung bekannt.“ 


* “ 
. 


Noch zwei Stellen: „Die deutschen Kriegsanleihen, 
von denen jetzt 87 Milliarden im Umlauf sind, haben ihren 
Umlauf-Kurs behauptet: dagegen ist der vereinigte Britisch- 
Französische Staats-Kredit in dem verbündeten Amerika 
nur noch zu einem Preise bewertet, der eine Verzinsung 
von 10% ausdrückt. Dieser öffentliche Kurs ist aber ein 
genauerer Wertmesser als alle Redensarten und Reklamen.“ 
— „Die deutschen Wechselkurse haben sich nach dem 
russischen Zusammenbruch und in Anbetracht der auch 
im Auslande wachsenden Erkenntnis, dass wir die Sieger 
bleiben, sebr erheblich zu Deutschlands Gunsten gebessert. 
Dagegen verliert das englische Pfund Sterling im neu- 
tralen Ausland bereits 20 % seines früheren Goldwertes, 
der französische Franken noch erheblich mehr; italienische 
Lire sind gar auf weniger als die Hälfte ihres Nennwertes 
gesunken und sogar der amerikanische Dollar steht an den 
Börsen der glücklichen und klugen Völker, die dem Welt- 
krieg ferngeblieben sind, nicht unerheblich unter Goldwert.“ 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Das besonders schnelle Tempo der Einzahlungen auf 
die letzte Kriegsanleihe hat, wie nicht zu verwundern ist, 
eine leichte Verknappung der Marktmittel mit sich gebracht, 
die an sich nicht belangreich ist und nur durch ihren 
Gegensatz zu der vorhergegangenen ausserordentlichen 
Flüssigkeit überhaupt in Erscheinung tritt. In den Zins- 
sätzen prägt sich die Versteifung kaum aus; nur tägliches 
Geld zog etwas an (auf 4½ %), während Termingelder, 
Discontsätze u. s. w. unverändert blieben. Zum Ausdruck 
kommt die zeitweilige Beschränkung der Mittel nur in 
der geringen Bereitwilligkeit der Banken zur Hergabe von 
täglichem Geld und in einem dementsprechend geringeren An- 
gebat an das gewohnte Aufnahmereservoir, die Seehandlung. 

Am Valutenmarkt haben sich grössere Veränderungen 
auch in dieser Berichtsperiode nicht vollzogen. Die 
Notierungen hier blicben im wesentlichen wieder unver- 
ändert, dagegen unterlag die Kursgestaltung der Mark im 
Auslande wieder ziemlichen Schwankungen, deren Kurve 
anfangs nach unten ging, sich später stärker erhöhte, um 
sich dann wieder leicht zu senken, Im allgemeinen liegen 
die Gründe für die häufige Abschwächung der Mark in 
den letzten Wochen nicht klar zutage, da Verschiebungen 


in der Zahlungsbilanz zu den Neutralen durch erhöhten 
Warenbezug oder sonstige Fälligkeiten im Augenblick 
nicht anzunehmen sind. Man begegnet daher vielfach 
der Ansicht, dass von verbündeter Seite, namentlich 
österreichisch-ungarischer oder türkischer, seit einiger 
Zeit etwas stärkeres Angebot in Reichsmark an den neu- 
tralen Plätzen auftritt, das, soweit es von österreichisch- 
ungarischer Seite kommt, angeblich der Beschaffung von 
Rubelnoten dient, deren der Grenzverkehr der Monarchie 
mit Grossrussland und der Ukraine bedarf. Wieweit 
diese Annahme richtig ist und derartige Operationen, die 
sich wohl der Kontrolle der österreichisch-ungarischen 
Devisenzentrale entziehen müssen, 
schwer zu beurteilen. 


möglich sind, ist 
Eine gewisse Stütze findet aber 
diese Annahme darin, dass zurzeit hier österreichische 
Noten häufig in grösseren Posten angeboten sind. 

Unter den neuen Steuern, welche jetzt dem Reichs- 
tage zur Beratung unterbreitet sind, befindet sich eine 
Vorlage, die im Falle ihrer Annahme auf die zukünftige 
Gestaltung der Zinssätze nicht ohne Einfluss bleiben wird, 
Es handelt sich um den Entwurf einer prozentualen Ab- 
gabe von. den durch Bankiers, Banken und andere 
Depositeninstitute zu zahlenden Zinsen, die mit einem 
Erträgnis von 32 Mill. vorläufig für das jetzt begonnene 
Etatsjahr eingestellt ist, die aber, wenn der Entwurf un- 
verändert Annahme findet, bereits einen bedeutend 
höheren Erlıag bringen wird. Die Steuer soll bekanntlich 
bei leichter Staffelung von 3,254 % der gezahlten Zins- 
beträge erhoben werden. Wie jede Verkehrssteuer wird 
sie natürlich letzten Endes das die Bankeinrichtungen 
benutzende Geschäftsleben treffen, und es liegt nahe, ihre 
Wirkung in einer Ermässigung der zu zahlenden Kredit- 
zinsen zu sehen. Ob ihre Abwälzung aber in gerader 
Linie einfach bei den Vergütungen auf Geldeinlagen ge- 
lingen wird, erscheint zum mindesten für einen erheb- 
lichen Teil des Depositengeschäfts zweifelhaft; denn ge- 
rade bei den niedrigsten Sätzen, wie sie etwa im Scheck- 
verkehr der Banken gewährt werden, zurzeit 1½ %, 
wird eine Kürzung, die etwa ½ % betragen müsste, 
schwerlich eintteten können. Die Banken werden viel- 
mehr versuchen müssen, die Steuer für diesen Teil ihrer 
Einlagegelder entwe der bei den Kreditoren auf feste 
Termine, die grösseren Zinsgenuss haben, hereinzubringen, 
indem sie hier eine Verringerung der Zinsvergütungen 
über den Betrag der Steuer hinaus eintreten 
lassen, oder aber, was noch näherliegt, sie werden 
durch verschärfte Bedingungen im Aktivzinsgeschäft, 


also bei den Debitoren, sich für die Ausfälle 
durch die Zinssteuer schadlos halten, Das ist um so eher 


anzunehmen, als es noch keineswegs sicher erscheint, dass 
bei den Einlagen auf längere Termine eine auch nur die 
Steuer selbst erreichende Herabsetzung der Zinsvergütungen 
möglich sein wird, weil das Konditionenkartell der Banken 
solche Gelder auf längere Termine im allgemeinen frei- 
lässt und hier freie Konkurrenz besteht, die eine genügende 
Senkung der Zinssätze vielleicht verhindern wird. Freilich 
wird es in.der jetzigen Zeit der Geldfülle und des ge- 
ringen Kreditbedarfs des Privatpublikums schwierig sein, 
den Ausgleich bei den Debetzinsen zu suchen, aber nach 
Rückkehr in normale Verhältnisse wird sich ein solches 
Bestreben zweifellos auch in einer Verteuerung der Kredit- 
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Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


@.-V.! Carl Lindström Akt.-Ges., Loth- 
ringer Portland Cementwerke, Leipziger 
Gummiwarenfabrik vorm. Marx & Heine 
Westdeutsche Jutespinnerei, Rheinische 
Möbelstoffweberei vorm. Dahl & 
Hunsche. 


Mittwoch, 
8. Mai 


lronage-Beiicht,. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — Himmelfahrt. 


G. V.. Eısenweik i. Meyer jt. & Co., 

Terrain-Ges. am Treptower Park. 
Bankausweis New York, G. F.. 

Bergmann Elektrizitätswerke, Deutsche 
Waffen- und Munitionsfabıiken, Kyff- 
häuserhütte Paul Reuss, Dürener Metall- 
werke, Deutsche Ansiedlungsbank, Neu- 
Finkenkrug Terrain - Akt.- Ges,, Bau- 
verein Weissensee in Liq., Ver. 
Märkische Tuchfabriken, Brauerei 
Friedrichshain, Sächs.-Böhm. Dampf- 
schiffabrts-Ges., Strassenbahn Hannover, 
C. & G. Müller Speiselett - Akt. - Ges, 
Leonhard Tietz Akt. - Ges., Vereinigte 
| Lausitzer Glaswerke. 


@.-V.2 Chem sche Werke vorm. Albert, 
Gladenbeck & Sohn Akt. - Ges., Ver. 
Kunstinstitute Troitzsch. Schluss 
des Bezugsrechts Aktien Zuckerfabrik 
Stutigart. 


G. - V., Internationale Bank Luxemburg, 
Wasserwerk für das nörd’, westf. Kohlen- 
revier, Schlesische Akt. Ges. für Berg- 
bau und Zinkhüttenbetrieb, Aschinger 
Akt.-Ges., Porzellanfabrik Kahla. 


G. - V., Deutsche Bank, Eisen- und Sıahl- 
werk Hoesch, Akt. Ges., für Glasindustrie 
Siemens, Königsberger Immobilien-Ges,, 
Eisenbahu-Sigral- Anstalt Max Jüdel 
& Co., Kraftübertragungswerke Rhein- 
felden, Actien-Verein des Zoologischen 
Gartens, Saccharinfabrik Fahlberg List. 

Schluss des Bezugsrechts neuer 

Aktien Hirsch Kupfer- und Messıng- 

werke, Bezugsrechis Neckarsulmer Fabr- 

zeugwerke, Bezugsrechts neuer Aktien 

Breslauer Spriiſab ik. 


Donnerstag, 
9. Mai 


Freitag, 
10. Mai 


Sonnabend, 
11, Mai 


Montag, 
13. Mai | 


Dienstag, 
14. Mai 


Mittwoch, 
15. Mai 


T-ovage-Berıicht. — Bankausweıse London, 
Paris. — @.-V.: Elektrizitätslieferungs- 
Gesellschaft, Deutsche Eisenhandels- 
Akt.-Ges., Berliner Elektrische Strassen- 
babnen, Akt.-Ges. für Anilinfabrikation, 
Eisenwerk Nagel & Kamp, Maschinen- 
fabrik Buckau, Maschinen- und Atma- 
turenfabrik Breuer, Heddernheimer 
Kupferwerk, Zuckerfabrik Demmin, 
Wilhelma Versicherungs-Ges. Magde- 
burg, Virtoria Feuer Vers -Ges. 


G.- V.. Amme Giesecke & Konegen, Kochs 
Adlernähmaschinen- Werke, Diamanten- 
regie des sülwestafrikanischen Schutz- 
gebietes, Maschinenfabrik Ventzki 
Graudenz. 


Donnerstag, 
16. Mai 


Freitag, 
17. Mai 


) Die Merktafel gibt dem Wertpaplerbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
d@ensralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liqutdationstage und Losziehungen. Ferner Anden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrifi sind diejenigen 
er gesetzl. die sicb auf den Tag genan nicht bestuimmer 
assen, 
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Sonnabend, | Bankausweıs New York. — @.-V.! Dr. Paul 
18. Mai | Meyer Akt.-Ges. 
Monta 
29 1 | Pfingstmontag, 

Den | @.-V.: Deutsche Antioquia- Bank, 


Verlosungen: 

10. Mai: 4% Pariser 500 Fr. (1876), 
15 Mai: 2%, Brüsse.er 100 Fr. (1905), 
3% Crédit foncier Egyptien (1886, 1903, 
1911), Freiburger 15 Fr. (1902), 21/,%, 
Griechische Na ionalbank Präm.-Anl. 
1912, Holländische 15 Gld. (1904), 
Oesterreichische allg. Bodencıedit-Anst. 
3%, 100 Gld.-Präm.-Pfandbr. (1880), 
Panama Kaval 400 Fr. L., Ungarische 
109 Gld. (1870). 


bedingungen geltendmachen. Die Folge des Gesetzes 
wird daber schliesslich eine Erhöhung der Spannung zwischen 
Debet- und Kreditzinsen sein, da die Banken auf beiden 
Seiten suchen müssen, die ihnen auferlegte Steuer zur 
Abwälzung zu bringen. Bei der jetzt vorgeschlagenen 
Erhöhung der Sätze erscheinen diese Aussichten nicht be- 
denklich. Sollte aber die Regierung ähnliche Entwicklungs- 
absichten mit dieser Steuer wie mit der Warenumsatz- 
steuer haben, die nach einem Jahr glücklich verfünffacht 
werden soll, muss das neue Gesetz für die Gestaltung 
unserer Geldmarktverhältnisse als recht gefährlich an- 
geseben werden. 

Auch Sparkassen und sonstige öffentlich rechtliche 
Depositeninstitute sollen dieses Mal in den Kreis des Ge- 
setzes einbezogen werden, was, abgesehen von der steuer- 
lichen Gerechtigkeit auch vom Standpunkt einer gesunden 
Verteilung der Verzinsungsgelder als durchaus richtig an- 
gesehen werden muss. Es haben sich in den letzten Jahren 
infolge ihrer hohen Zinsvergütungen diesen Instituten auch 
in bedeutendem Umfarge Gelder zugewendet, welche ihrer 
Herkunft und ihren späteren Verwendungszwecken ent- 
sprechend nicht an diese Stelle gehören. So sind v'elfach 
Grosshändler, Fabrikanten und andere durch die Kriegs- 
wirtschaft vorübergehend liquide gewordene Geschäftsleute 
dazu übergegangen, ihre Gelder den städtischen Sparkassen 
zu überlassen, um die erheblich höhere Zinsvergütung zu 
beziehen, welche bier im Gegensatz zu den Banken ge- 
währt wird. Es ist aber in hohem Grade bedenklich, 
wenn Sparkassen zeitweilig brachliegende Betriebskapitalien 
der Volkswirtschaft — denn nur um solche handelt es sich 
in diesem Falle — an sich ziehen, da sie diesen Geldern 
nicht eine so liquide Anlage bieten können, wie diese vom 


Standpunkt einer gesunden geldlichen Wirtschaft finden 
müssten; denn es können sehr schnell Verhältnisse ein- 


treten, wo solche Summen ihien eigentlichen Zwecken, 
als Betriebskapitalien zu dienen, wieder zur Verfügung 
stehen müssen, und esist in hohem Grade fraglich, ob die 
Anlagen der Sparkassen und öffentlich, rechtlichen Institute 
dann eine so schnelle Flüssigmachung gestatten, ohne für 
die gesamte Wirtschaft fühlbare Unbequemlichkeiten zu 
schaffen. Man würde aber durch eine Steuerfreibeit der 
Sparkassen von der jetzt zur Beratung stehenden Abgabe 
die Tendenz zum Abströmen solcher Kapitalien in derartig 
falsche Kanäle nur noch weiter fördern, 
Justus 
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Plutus-Archiv. 
eue Biteratur der Molliswirtſeßbaft und des Rechts. 


(Der Horausgebes des Plutos behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders sa 


besprechen. 


Vorläußg werden zie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch geren 
Vereinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme vom der Bortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Recht und Wirtschaft. Monatsschriſt des Vereins zur 
Förderung zeitgemässer Rechtspllege und Verwaltung. 
Schriftleiter Dr, Fritz Rathenau, Berlin. Berlin 
1917. Car! Heymanns Verlag. Preis des Jahr- 
ganges 10.— M. 

5. Heft. Die verschiedenen Arten der deutschen 
Kriegsanleihen. Von Bruno von Roy, Bankdirektor a. D. 
Berlin- Wilmersdorf. — Die Schweizerische Ueber wachungs- 
gesellschaft. II. Von Prof. Dr. Hans Fehr, Halle a. S — 
Inflation. Von Prof. Dr. Robert Liefmann, Freiburg i. B. — 
Der Einfluss wirtschaftlicher Veränderung auf die Testa- 
mentsvollstreckerbestellung. Eine richterliche Ktiegsbe- 
trachtung von Amtsrichter Dr. Fraeb in Zörbig. — Die 
Bekanntmachung über Kettenhandel im Textilien und 
Textilersatzstoffen vom 8. II. 1917. Ein Rechtsgutachten 
von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Wassermann, München. 
Die Kechisgarantien der persönlichen Freiheit während 
des Kriegszustandes. Von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, 
Berlin. — Zur Reform der Zivilrechtspfllege Von Dr. 
Albert Coben, Hamburg. — Das österreichische Wieder- 
kaufsrecht. Von Priv.-Dozent Dr. Arthur Lenhoff, Wien. — 
Zur neuesten Entwicklungsphase des werdenden ungarischen 
ABGB. Von Prof. Dr. Jur. Peter Klein, Königsberg. 


Unsere Valutasorgen. Ursachen, Wirkungen und Heil- 
mitte. Von Ernst Kahn, Handelsredakteur der 
Frankfurter Zeitung. Dringliche Wirtschaftsfragen. Heft 
6. Leipzig 1917. Verlag von Veit & Comp. Preis 
geh. 1.50 W. 

Das Wesen der Wechselkurse in normalen Zeiten. — 
Oberer und unterer Goldpunkt. — Wechselkurs und Dis- 
contpolitik. — Handels-, Forderungs- und Zahlungsbilanz. — 
Die Devisenkurse in den Jahren vor dem Kriege. — Die 
Wechselkurse im Kriege. — Die Schliessung des freien 
Goldmarktes. — Die Bewegung in den IIauptländern.— 
Die Kursbewegung der deutschen Devisen. — Der ersie 
deutsche Besserungsversuch. — Frühzeitige Vorschläge. — 
Die Devisenorduung vom Januar 1916, — Die Wirkungen 
ungünstiger Wechselkurse. — Heilmittel. — Die Mittel 
während des Krieges. — Diamanten und Perlen. — Ver- 
edlung des Zahlungsverkehrs. — Die Mittel nach dem 
Kriege. — Die Veränderung des Aussenbaudels. — Ver- 
wertung unserer ausländischen Wertpapiere, — Sonstige 
Mittel. — Schluss. — Anhang. 


Die Drei. Wochenschrift für Staat, Kultur, Wirtschaft. 
Herausgeber Heinrich Michalski. Verlag und 
Schriftleitung Pentagramm Verlag G. m. b. H. Berlin- 
München 1917. Preis vierteljährlich 5.— AM, Einzelheft 
0.50 M. 

1. Heft. Die deutsche Aufgabe. Einführung und 
Programm. — Macht und Freiheit. — Der Hass dieses 
Krieges. — Miljukow. Mit einer Zeichnung von Emil 
Preetorius. — Shakespeare von Ricarda Huch, Anlässlich 
einer Macbeth-Aufführung bei Reinhardt. — Deutsch als 
Weltsprache mit graphischen Daıstellungen. Von Davis 
Trietsch. — Id eigener und in anderer Leue Sache. 


„Mitteleuropa“. Von Leibniz bs Naumann über 
List und Frantz, Planck und Lagarde. Von 
Dr. Jaques Stern, Amtsrichter in Berlin, Stuttgart 
und Berlin 1917. Deutsche Verlags-Anstalt. „Der 
Deutsche Krieg“ Politische Flugschriften Heft 92. 
Herausgegeben von Ernst Jäckh. Preis 0 50 AM. 


Plagegeister. VonDr. Kurt Floericke. Stuttgart 
1917. Kosmos, Gesellschaft der Naturfreunde, Geschäfts- 
stelle: Franckb’sche Verlagsbuchhandlung. Preis 
geh. 1.— l, geb. 1.80 . 


Das Friedensangebot der Mittelmächte. Eine 
Zusammenstellung der auf den Frieden bezüglichen 
Noten und Kundgebungen der Kriegführenden und 
Neutralen vom Dezember 1916 und vom Januar und 
Februar 1917 nebst Betrachtungen über den Geist und 
die Folgen dieser Kundgebungen. Von Dr. Robert 
Piloty, o. 5. Universitäsprof. in Würzburg. Tübingen 
1917. Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
Preis geh. 2.— M. 

Verzeichnis der Noten und Kundgebungen zum 
Frieden. — Friedensnote der Mittelmächte an die Mächte 
des Zehnverbandes vom 12. Dezember 1916. — Rede des 
Deutschen Reichskanzlers zur Frielensnote der Mittel- 


mächte. — Armerbefehl des Deutschen Kaisers an Heer 
und Flotte. — Antwortnote des Zehaverbandes an die 
Mittelmächte — Rede, welche Loyd George vor dieser 


Antwortuote an 20. Dezember 1916 im englischen Uoter- 


hause gehalten bat. — Note der Deutschen Regierung an 
die Vertretung der neutralen Mächte in Berlin — Wilsons 
1. Friedensnote an die Kriegführenden. — Deutsche 
Antwortnote auf die J. Friedensnote Wilsons. — Oester- 
reichisct-Ungarische Antwortnote auf die 1. Friedensnote 
Wilsons. — Antwortinote des Zehnverbandes auf die 
1. Friedensnote Wilsons. Bemerkungen Balfours am 
18. Januar 1917 zur 1. Friedensvote Wilsons. — Aufruf 


des Deutschen Kaisers an das Deutsche Volk vom 
12 Januar 1917. Telegramm des Kön'gs Ludwig III. von 
Bayern an den Deutschen Kaiser vom 14 Januar 1917. — 
Englische offiziöse Aeusserung an die Neutra'en vom 
14. Januar 1917 zur Deutschen Note an die Neutralen. — 
Deutsche Erwiderung hierauf vom 15 Januar 1917. 
Wilsons Botschaft zum Frieden (2, Fıiedensncte) an den 
amerikanischen Serat vom 23. Januar 1917. — Rede 
Bonar Laws zur Wilsonbotschaft. — Deutsche Note an dis 
Vereinigten Staaten von Amerika mit Ankündigung de- 
verschärften U-Booikrieges. — Rede des Deuts. hen Reichss 
kanzlers hierzu. — Wilsons Botschaft an den Kongıest 
betr, den Abbruch der diplomatischen Beziehungen wi. 
Deutschland. — Schwedens Note an Wilson. — Betrach 
tungen über d.e Friedenskundgebungen. 


Deutschlands Zukunft bei einem guten und bei 
einem schlechten Frieden. Unter Mitwirkung von 
Bezirksamtsassessor K. A. Fischer, Privatdozent Dr. 
B. Gossner, Geh. Rat M. v. Gruber, Dr. E Keup. 
Herausgegeben von J. F. Lehmann. Mit 2 Karten und 


90 bildlichen Darstellungen. München 1917. J. F. 
Lehmanns Verlag, Preis 1.— M. 
Vorwort des Herausgebers. — Scheidemannscher 


Frieden oder Deutscher Frieden? Von Geheimat Prof. 
Dr. M. von Gruber. — Karte der fünf Wirtschaftsgebiete. 
— Finanzen. Von Bezirksamtsassessor K. A. Fischer. — 
Karte der mitteleuropäischen Wirtsichaftsgebiete, — Deutsch- 
lauds Nahrungsbedarf. — Siedlungsmöglichkeiten. Von 
Dr. E Keup. — Weltwirtschaft. Von Bezirksamtsassessor 
K. A. Fischer. — Schiffahrt. — Handelsflotten der krieg- 
führenden Mächte. — Kohle. Von Privatdozent Dr. 
B. Gossner. — Eisenerz. Von Pıivatdozent Dr B. Gossner. 
— Erdöl. — Von Privatdozent Dr B. Goss uer. — Das 
Bevölkerungsverhältnis zwischen Russland und Deutsch- 
land. — Schlusswort. 


Die Neugestaltung des Preussischen Wahlrechts- 
Von Dr. jur. h. ce. Ernst Gruner, Wirklichem Ge- 
heimen Rat, Präsident a. D. Berlin 1917. Verlag von 
Franz Vahlen. Preis 2.40 A. 

Vorwort, — Einleitung, — 1. Kritik des bestehenden 


* 


Wahlrechts. — II. Vorschläge zur Neugestaltung des 

Wahlrechts. — Schluss. 

Zum deutschen Krlegsziel. Eine Flugschrift von 
Heinrich Class. Mit einer Karte. München 1917. 
J. F. Lehmanns Verlag. Preis 1.— M. 


Vorwort. — Anlass und Absicht. — Allgemeines 
Kriegsziel. — Nach innen. — Ueber See, — Allgemeine 
Wirkungen. — Belgien. — Frankreich, — England. — 
Japan. — Die Vereinigten Staaten. — Russland. — Die 
polnische Frage. — Serbien, Italien, Rumänien. — Die 
Kolonien. — Unsere Bundesgenossen. — Die deutsche 


Volkswirtschaft nach dem Kıiege. — Unsere nächsten 
Nachbarn. — Nebenforderungen. — Ausblick, — Schluss- 
wort. — Zur Erläuterung der Karte. 


Deutschlands Erneuerung, Monaisschrift für das 
deutsche Volk. Herausgegeben von Geheim. Hofrat 
G. v. Below, H. St. Chamberlain, H. Class, 
Professor R. Geyer- Wien, Geheimrat M. v. Gruber, 
Generallandschaftsdirektor a. D. W. Kapp, Dr. G. W. 
Schiele, Reg.- Präsident v. Schwerin, Geheimrat 
R. Seeberg. Schriftleiiung: Dr. Erich Kühn. 
München 1917. J. Lehmanns Verlag. 1. Jahrgang. 
Heft 5. Preis vierteljährlich 4.— , Einzelheit 1.50 A. 

Gedanken über die Politik des Reichskanzlers v. Beth- 
mann Hollweg. Von Silesius. — Die autonome Ver- 
wallnng in Oesterreich. Von Julius Patzelt- Wien. — 

Schuld und Sühne Von Dr. Otto Helmut Hopfen-Starn- 

berg. — Die nationalbiologischen Gefahren der Schul- 

reform. Von Hermann W. Siemens. — Die Erneuerung 
der höheren Schule aus deutschem Geiste. Von Professor 

Dr. Joh. Georg Sprengel. — Wehrmacht soll Wehrmacht 

bleiben. Von Oberstleutnant a. D. Imman. Fischer. — 

Zum deutschen Kriegsziel. Von- Kaspar Schönrode, — 

Demokratie und Freiheit. Von Dr. E. Haller. — Auf 

dem Wege zur Verbraucherherrschaft. Von Franz Schön- 

berg. — Bild der Lage. — Unerfreuliches. — Erfreu- 
liches. — Bücherschau. Von Dr. Erich Kühn. 


Bulgariens historische Rechte auf Mazedonien. 
Von Funck-Misoutch. Kriegspolitische Einzel- 
schriften Heft 18. Berlin 1917. Verlag C. A. 
Schwetschke & Sohn. Preis 0,80 . 


300000 Tonnen versenkt! Meine U-Boots-Fahrten. 
Von Kapitänleutnart MaxValentiner. Berlin-Wien 
1917. Verlag Ullstein & Co. Preis 1.— A. 

Kleire Reiseabenteuer. — Wir machen uns bemerkbar, 
Erschwerte Kriegführung. — Im Kampf mit U-Boots- 
Fallen. Erste Erfolge im Schwarzen Meer. — Was wir 
vor einem Damenbad erleben. — Unser gefährlichstes 
Abenteuer. — Amerikanische Ueberraschungen. — Eine 
rätselhafte Krankheit. — Jagd auf hoher See. — Im Schlepp 
nach Madeira. — Ein Sonntagmorgen in Funchal, — Mann 
über Bord! — Unfreiwillige Bordgäste. — Im Netz! 


Gesetz, betr. die Abwälzung des Warenumsatz- 
stempels. Vom 30. Mai 1917. Für den praktischen 
Gebrauch erläutert von Dr. jur. Fritz Koppe, 
Rechtsanwalt und Syndikus, und Dr. rer. pol. Paul 
Varnhagen, Berlin. Mit ausführlichen Anmerkungen, 
unter Berücksichtigung des Zusammenhangs mit dem 
Hauptgesetze und Sachregister. Berlin 1917. Industrie- 
verlag Spaeth & Linde. Preis 1.— of. 


Die künftigen Handels beziehungen zwischen Russ- 
land und Skandinavien (Unter Benutzung skandi- 
navischer Quellen.) Von Otto Seligmann, Ham- 
burg. Heft 2 der Hamburgischen Forschungen. Wirt- 
schaltliche und politische Studien aus hanseatischem 
Interessengebiet. Herausgegeben von Professor Dr. Karl 
Ratbgen und Dr. Franz Stuhlmann. Ham- 
burg, Braunschweig, Berlin 1917. Preis 1.— of. 


Mittelalterliche Stadtwirtschaft und gegenwärtige 
Kriegswirtschaft.e. Von Georg von Below, 
Heft 10 der Kriegswirtschaftlichen Zeitfragen. Heraus- 
gegeben von Dr. FranzEulenberg. Tübingen 1917. 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis ge- 
heftet 1.50 . 


Das Thema. — Die Kriegswirtschaft der alten Stadt. 

— Die städtische Teuerungspolitik als Folge der Verkehrs- 

schwierigkeiten. — Die kanonistische Wirtschaftstheorie. — 

Die allgemeine Stadtwirtschaftspolitik. — Zusammenwirken 

der genannten Faktoren. — Beweglicher Charakter der 

städtischen Wirtschaftspolitik, — Der Kern des Systems 
der Marktzwang. — Verbot des Verkaufs. — Verbot des 

Aulkaufs. — Behandlung der Handelsgesellschaften. — 

Bestrafung des Kettenhandels. — Das konsumierende 

Publikum soll seinen Kauf aus erster Hand haben, — 

Anomalie der berufsmässigen Zwischenhändler. — Ein- 

standsrecht, — Verkaufszwang. — Einschränkung des 

Zunftmonopols. — Taxen. — Zufahrispolitik. — Pflege 

der Landwirtschaft innerhalb der städtischen Gemeinde- 

grenzen. — Das Stapelrecht. — Die Beherrschung des 
platten Landes. — Ausfuhrverbole. — Vorratswirtschaft. 

— Korn- und Brotverleilung. — Fleischlose Tage. — 

Erfolg der städtischen Teuerungspolitik. — Die Grund- 

sätze der Lebensmittelpolitik kehren auf den andern Ge- 

bieten der städtischen Wirtschaftspolitik wieder. — Ende 
der Stadtwirtschalt. — Der Merkantilismus setzt seinen 

Grundgedanken fort. — Die neumerkantilistische Wirt- 

schaftspolitik Bismarcks. — Erfahrungen des gegenwärtigen 

Kriegs. — Anmerkungen, - 

Verkehrs- und Kohlensteuer und Kriegssteuer- 
zuschlag. Gesetze vom 9. April 1917, mit amtlicher 
Begründung und Sachregister. Berlin 1917. Verlags- 
buchhandlung J. GuttentagG. m. b. H. Preis 2. — A. 

Gesetz über die Besteuerung des Personen- und Güter- 
verkehrs. — Kohlensteuergesetz. — Gesetz über die Er- 
hebung eines Zuschlags zur Kriegssteuer. — Gesetz über 

Sicherung der Kriegssteuer. — Gesetz über eine weitere 

Kriegsabgabe der Reichsbank für 1916. — Sachregister. 


Unsere Wirtschaftsbeziehungen zu Oesterreich- 
Ungarn. Bericht der Handelskammer Frankfurt a. M. 
(abgeschlossen im Dezember 1916). Frankfurt a. M. 1917. 
Zu beziehen dyrch die Buchhandlung Karl Scheller, 
Frankfurt a. M., Schillerstr. 12. Preis 2,50 . 

Oesterreich- Ungarns Aussenhandel und Wirtschafts- 
grundlagen. — Ziele und künftige Gestaltung der deutsch- 
östexreichisch- ungarischen Wirtschaftsbeziehungen. — Ver- 
gleichende Uebersicht der Ein- und Ausfuhrüberschüsse 
des &sterreichisch- ungarischen Aussenhandelsverkehis usw, 


Nord und Süd. Eine deutsche Monatsschrift. Begründet 
von Paul Lindau. Herausgeber Prof. Dr. Lud wig 
Stein. 41. Jahrgang. Band 162. Heft 515. Breslau 1917, 
Schlesische Buchdruckerei, Kunst- und Verlagsanstalt 
von S. Schottländer, A.-G. Preis pro Heft 2 A, 
pro Quartal (3 Hefte) 6 , pro Jahrgang (12 Hefte) 
24 AM. 

Das politische Problem der Gegenwart. Von Professor 

Dr. Ludwig Stein. — Hinter den Kulissen der ameri- 

kanischen Politik. Von Professor Dr. Marte, München, — 

Von der österreichischen Volkswirtschaft. Von E. Pistor. 

— Der imperialistische Zusammenschluss des britischen 

Weltreiches. Von Dr. W. Stein. — Ein Beitrag zur Er- 

örterung der Friedensziele. Von S. B. Unseburg. — Die 

Presse und der innere Frieden. Von Dr. jur. R. Strahl. 


Wie wehre ich mich gegen zu hohe Veranlagung 
zur Besitz- und zur Kriegssteuer? Unentbebr- 
licher Ratgeber für Laien, Rechtskundige und Ver- 
waltungsbeamte über die für Preussen geltenden Rechts- 
miıtelvorschriften. Von Fehse, expedierender Sekretär 
im Kgl. Oberverwaltungsgericht in Berlin. Oldenburg 
i. Gr. 1917. Verlag von Gerhard Stalling, 
Preis 0.75 e. 

Allgemeines. — Wortlaut der Rechtsmittelbestimmungen. 

Erläuterung der Rechtsmittelvorschriften. — Sachverzeichnis 

nach der Buchstabenfolge. 


Mit den deutschen Heeren. Kriegsberich te eines 
Amerikaners 1914—15. Von Edwin Emerson. 
Mit Bildnis und Faksimile-Brief des Verfassers sechs 
Schlachtplänen und sechs Uebersichtskarten. München 
1917, Verlag von Franz Hanfstaengl. Preis 2 Æ. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Dr. iur, Paul Ertel-Berlin. 


